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Bitte nicht zu vielTransparenz
Öffentlichkeitsgesetz Gilt dasÖffentlichkeitsgesetz auch rückwirkend?Nein, behauptet der St.Galler
Universitätsrat. Das St.Galler Verwaltungsgericht hat diese Frage aber auch schon anders beantwortet.

Conradin Knabenhans
ostschweiz@tagblatt.ch

Eine ganz einfache Frage bringt
SchweizerUniversitätsbibliothe­
ken regelmässig in die Bredouil­
le:Wieviel zahlt dieBibliothekan
die grossen Wissenschaftsver­
lage? DerMann, der diese Frage
schweizweit schonvieleMalege­
stellt hat, heisst Christian Gut­
knecht. Er istOpen­Access­Akti­
vist und will mit seiner Frage für
Transparenz an den Schweizer
Hochschulen sorgen.

Selten hatte Gutknecht mit
seinemTransparenz­Versuchauf
AnhiebErfolg:VieleKantoneund
Ausbildungsstättenverweigerten
ihm trotz geltendem Öffentlich­
keitsprinzipEinsicht indieRech­
nungen. Der Offenlegung der
Zahlen würden etwa Geschäfts­
geheimnisse entgegenstehen.
BeschreitetGutknecht allerdings
den Rechtsweg, dann hat er oft
Erfolg.

Im Kanton St.Gallen ist die
Ausgangslagekomplexer. Sowohl
dieUniversität als auchdieFach­
hochschule taten sich schwermit

der Transparenz, in kleinen Stü­
cken sindaber beideSchulenbe­
reit, Auskunft zu erteilen.

Unirat stützt sichauf
Bundesgerichtsurteil

SeitwenigenTagen liegt derEnt­
scheiddesSt.GallerUniversitäts­
rates im Fall Gutknecht vor. Bis
auf einenPunkt (sieheZweittext)
stützt der Rat den Entscheid der
Vorinstanz, also des Senatsaus­
schussesderUni.DieZahlen sind
dann offenzulegen, wenn in den
VerträgenkeineVertraulichkeits­
klauseln festgelegt wurden oder
wenn der Wissenschaftsverlag
einer entsprechenden Publika­
tion zugestimmt hat.

Obes sichbei denZahlungen
der öffentlichenHandallerdings
überhauptumGeschäftsgeheim­
nisse handeln kann, wollte der
Unirat selber nicht beantworten.
Stattdessen stützt er sich auf ein
Bundesgerichtsurteil aus dem
KantonBasel­Stadt,dasebenfalls
vonGutknechtprovoziertwurde.
Der Universitätsrat St.Gallen
schreibt: Das Bundesgericht er­
achte es als zulässig, sich trotz

gegenläufiger Entscheide in an­
deren Kantonen auf das Ge­
schäftsgeheimnis zu berufen.
«Wie das Bundesgericht im ge­
nannten Entscheid weiter fest­
hielt, sei esnicht ausgeschlossen,
dass die Offenlegung negative
Auswirkungen nach sich ziehen
könne.»

Gutknecht kanndieserArgu­
mentation wenig abgewinnen,
weil sichdasBundesgerichtnicht
vertieft mit der Materie ausein­
andergesetzt hat.Bei kantonalen
Gesetzen prüft das Bundesge­
richt inderRegel nur, obderEnt­
scheidnichtwillkürlichzustande­
kam.

Verwaltungsgerichtkommt
zugegenteiligemSchluss

AusSt.Galler Sicht viel spannen­
der ist allerdings ein zweiter As­
pekt aus dem Entscheid des
St.Galler Universitätsrates. Das
vom Regierungsrat Stefan Kölli­
ker präsidierteGremiumkommt
nämlich zum Schluss, dass das
Öffentlichkeitsgesetz rückwir­
kend nicht gelte. Sämtliche Do­
kumente oder Verträge, die vor

dem Inkrafttreten des Gesetzes
im Herbst 2014 erstellt wurden,
blieben so unter Verschluss. Der
Rat argumentiert, es gebe imGe­
setz keine Übergangsbestim­
mung, und: «Aus dem Sinn des
Erlasses geht nicht hervor, dass
eine Rückwirkung gewollt ist.»
Bereits die Fachhochschule
St.Gallenhatte imFallGutknecht
so argumentiert.

Pikant:DasSt.GallerVerwal­
tungsgericht geht in seiner
Rechtspraxis vom genauen
Gegenteil aus. Als amtlichesDo­
kument im Sinne des Gesetzes
gelte jedeAufzeichnung, die sich
im Besitz eines öffentlichen
Organsbefinde. Selbstwenneine
entsprechende Übergangsbe­
stimmung fehle, dürfe man das
Gesetz so verstehen, dass es aus
der Sicht des st.gallischen Ge­
setzgebers nicht relevant sei,
wanneinDokument erstelltwor­
den sei, heisst es in einemUrteil.

Für den Journalisten Martin
Stoll, der sich schweizweit mit
dem Öffentlichkeitsprinzip be­
fasst, ist dasVerhaltenderSt.Gal­
ler Bildungsinstitutionen stos­

send. Er sagt: «Es befremdet,
dassdieUniversität unddieFach­
hochschule die geltende Rechts­
praxis nicht akzeptieren.» Und
weiter: «Wenn InstitutionenGe­
suchsteller, ohne guteArgumen­
te zu haben, auf den Rechtsweg
verweisen, ist dies eine schlechte,
bürgerunfreundlicheUmsetzung
desÖffentlichkeitsprinzips.»

Gericht soll
Rückwirkungklären

Für welche Dokumente gilt das
Gesetznun?Dasmüssenwohldie
Gerichte einweiteresMal klären.
Denn nicht einmal die St.Galler
Verwaltung verfügt über Regeln
zur rückwirkendenGültigkeit des
Öffentlichkeitsgesetzes. Für
Christian Gutknecht ist deshalb
klar: Es lohnt sich, sich fürTrans­
parenz einzusetzen. Er will des­
halb nun das St.Galler Verwal­
tungsgericht auch in seinerSache
anrufen.DasGericht soll klären,
ob das Öffentlichkeitsgesetz
nicht doch rückwirkend gilt und
ob im Kanton St.Gallen ein Ge­
schäftsgeheimnisüberhaupt legi­
tim ist.

Gebühren imvierstelligenBereich abgelehnt
In einem Punkt hat Christian
Gutknecht vom Universitätsrat
St.Gallen Recht erhalten: Die
Universitätsbibliothek wollte
dem Aktivisten für eine detail­
lierte Akteneinsicht 3000 Fran­
ken inRechnung stellen.DieUni
begründete dies mit einem Auf­
wand von über 30 Stunden, wel­
che für die Aufbereitung der
Daten notwendig würden. Der
Universitätsrat schiebt der Ge­

bührenforderung der Bibliothek
nunaberdenRiegel vor.Nurweil
die Abgaben aus dem entspre­
chendenArtikel des«Gebühren­
tarifs für die Kantons­ und Ge­
meindeverwaltung» den Auf­
wand nicht deckten, könne man
sichnicht einfachauf einenande­
ren Gebührenpassus abstützen,
meint der Universitätsrat. Ohne
gesonderteZustimmungdesRe­
gierungsrates sei es gemäss den

geltenden Verordnungen bei
komplexen Fragen nur erlaubt,
dasDoppeltedesHöchstsatzes zu
verlangen. Im vorliegenden Fall
wären das 400Franken.

Fachhochschule
lenktein

Um Transparenz gebeten hatte
Christian Gutknecht auch die
FachhochschuleSt.Gallen.Diese
argumentierte jedoch, dass das

Öffentlichkeitsgesetz für die
Hochschule gar nicht gelte. Der
Hochschulrat stützte seinenEnt­
scheid darauf ab, dass die Fach­
hochschulevonmehrerenKanto­
nen getragen werde: St.Gallen,
Thurgau, Appenzell Ausserrho­
denundAppenzell Innerrhoden.
Von diesen vier Kantonen kennt
nurSt.GallendasÖffentlichkeits­
prinzip. Die schuleigeneRekurs­
kommission gab Gutknecht je­

dochRecht –dasÖffentlichkeits­
gesetz gilt für die Schule – und
verlangtevonderFH,dasGesuch
umAkteneinsichtneuzubeurtei­
len. Wie die FH auf Anfrage er­
klärt,willmandenEntscheid ak­
zeptierenundGutknecht imLau­
fedesSommersdieDaten liefern.
Nicht zuletzt erachte man den
Entscheid auch als «klärend»:
«Es wird dadurch eine Rechts­
lücke geschlossen.» (ckn)

Für wen gilt das Öffentlichkeitsgesetz und für wen nicht? An der Fachhochschule St.Gallen (links) und an der Uni gibt es dazu verschiedene Ansichten. Bilder: Hanspeter Schiess

Bezeichnung als
Lohndumper
ist rechtens

Persönlichkeitsschutz Der Ent­
scheid des Bezirksgerichts Frau­
enfeld ist rechtskräftig. Die Frist
ist abgelaufen, undbeimOberge­
richt ging keine Beschwerde ein.
Der österreichischeMultimillio­
när Christian Baha akzeptiert
also den Entscheid des Frauen­
felder Bezirksgerichts. Obwohl
ihn dieser kaum freuen dürfte.
Die Richter wiesen seine Klage
gegendieGewerkschaftUniawe­
genPersönlichkeitsverletzungbis
auf einen Punkt ab.

«Wir dürfen ihn jetzt ganz
offiziell einen Lohndumper nen­
nen», sagtAnkeGähme,Leiterin
der Unia Ostschweiz­Graubün­
den. Für die Gewerkschaft ist es
ein wichtiger Sieg. Das Urteil sei
in der ganzen Schweiz beachtet
worden.«Das ist einWarnschuss
an alle, die sich nicht an die ge­
setzlichen Löhne halten.»

WeiterePunkte
mehrheitlichbestätigt

DasGerichtkamEndeNovember
zum Schluss, dass auf Schloss
Sonnenberg«die orts­ undbran­
chenüblichen Löhne wiederholt
inmissbräuchlicherWeiseunter­
botenwurden».GemässBundes­
gericht sei dies«Lohndumping».
Baha als «Finanzspekulant» zu
bezeichnen, ist aus Sicht der
Richter«vertretbarundnichtun­
nötig herabsetzend». Baha sei
der Gründer von Superfund. Auf
derWebsite fände sich unter an­
derem die Warnung, dass auch
einTotalverlust des eingesetzten
Kapitals nicht ausgeschlossen
werdenkönne.«GenaudieseArt
vonGeschäftenwirdals Spekula­
tion bezeichnet», schreibt das
Gericht. Nur in einem Punkt be­
kommtBaha recht.Von«Knebel­
verträgen» darf die Unia in Zu­
sammenhangmit seinemSchloss
nichtmehr sprechen. (san)

Liechtensteiner
Hotels im Plus

Tourismus Die Zahl der Hotel­
Logiernächte ist letzten Winter
auch im Fürstentum Liechten­
stein gestiegen. Der Zuwachs
betrug 15 Prozent. Insgesamt
63 700 Übernachtungen ver­
zeichnetendie33Liechtensteiner
Hotelbetriebe in der letzten
Wintersaison,die vonNovember
2017 bis April 2018 dauerte. So­
wohl die Hotels im Rheintal als
auchdieAlpenhotels in Steg und
Malbunkonntenzulegen,wiedie
Ergebnissedes statistischenAm­
tes zeigen. 2,1 Nächte verbrach­
tendieGäste imDurchschnitt im
Fürstentum. 40 Prozent der Lo­
giernächte waren von Schweizer
Gästen gebucht worden, weitere
24 Prozent von Gästen aus
Deutschland. Touristen aus Ös­
terreich als drittstärkste Gruppe
kamen auf einen Logiernächte­
Anteil von vier Prozent. (sda)

Renovationsarbeiten am Schloss
Sonnenberg.
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